
 

 

ASGB-Landesbedienstete 

Vollversammlung 2023 

 

Resolution I 

Das Ansehen des öffentlichen Dienstes 

muss wiederhergestellt werden! 

 

Jahrzehntelang war eine Karriere im öffentlichen Dienst für viele junge Südtirolerinnen und 

Südtiroler höchst erstrebenswert. Davon ist wenig übrig: Die Belegschaft wird älter, der 

Nachwuchs bleibt aus, Abgänge werden nicht nachbesetzt oder können aus Mangel an 

Bewerberinnen und Bewerbern nicht nachbesetzt werden.  

Dies alles wirkt wie eine Abwärtsspirale: Eine von Jahr zu Jahr steigende Belastung der 

öffentlich Bediensteten bei gleichbleibenden, schon heute nicht wettbewerbsfähigen 

Gehältern hält den Nachwuchs ab. Dadurch werden weitere Stellen nicht mehr besetzt, die 

Belastung nimmt noch weiter zu, die Attraktivität der öffentlichen Hand als Arbeitgeber sinkt 

ins Bodenlose. 

 

Es gibt nun zwei grundsätzliche Hebel, an denen alle Beteiligten ansetzen müssen, um dieser 

Spirale Einhalt zu gebieten und ein Ausbluten des für das Funktionieren unseres 

Gemeinwesens zentralen öffentlichen Dienstes zu verhindern. 

• Es braucht ein gezieltes Employer Branding, also eine strategisch geplante und 

umgesetzte Imagewerbung für die öffentliche Hand als Arbeitgeber. Die Maßnahmen, 

die dem ASGB-Landesbedienstete dafür vorschweben, sind Gegenstand der 

vorliegenden Resolution und beziehen nicht nur die Politik und die Spitzen der 

Verwaltung ein, sondern letztendlich auch den ASGB-Landesbedienstete als Vertreter 

der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter. 

• Die Imagewerbung, das Steigern der Attraktivität der öffentlichen Hand als 

Arbeitgeber wird allerdings so lange ins Leere laufen, so lange nicht auch der 



 

 

konkrete Rahmen für alle Bediensteten im öffentlichen Dienst attraktiv gestaltet 

wird. Die entsprechenden Forderungen stellen der ASGB-Landesbedienstete stetig in 

den Verhandlungsrunden, sie richten sich vor allem an die Landesregierung und sind 

Gegenstand von Resolution II im Rahmen dieser Vollversammlung. 

 

Zur Steigerung der Attraktivität der öffentlichen Hand als Arbeitgeber und als Beitrag dazu, 

den öffentlichen Dienst für junge Talente wieder zu einer wettbewerbsfähigen Option in der 

Karrierewahl zu machen, fordert der ASGB-Landesbedienstete, dass … 

• … die Politik – egal auf welcher Ebene, aber vor allem die Landesregierung – mit 

Loyalität und Wertschätzung der öffentlichen Verwaltung und den eigenen 

Bediensteten gegenübersteht. Ohne die effiziente Arbeit der Bediensteten würde 

jedes Regierungshandeln ins Leere laufen, es gilt daher von der Politik auch in der 

Öffentlichkeit anzuerkennen, dass sie auf den Schultern einer funktionierenden 

Verwaltung steht. 

• … bei jeder sich bietenden Gelegenheit der Beitrag verdeutlicht wird, den der 

öffentliche Dienst für das Funktionieren von Demokratie und Gesellschaft leistet 

und wie gut die öffentliche Verwaltung funktioniert. Den wahren Wert des 

öffentlichen Dienstes zu unterstreichen: Er ist und bleibt eine zentrale Säule eines 

funktionierenden Gemeinwesens – sofern die Voraussetzungen für ein effizientes 

Arbeiten geschaffen werden. 

• … in der Kommunikation aller Beteiligten wieder verstärkt auf die grundlegende 

Bedeutung des öffentlichen Dienstes betont wird. Er und er allein garantiert allen 

Bürgerinnen und Bürgern ohne Ansehen ihres Standes, ihres Alters oder ihres 

Einkommens den Zugang zu essenziellen Diensten – auch solchen, die nicht 

wirtschaftlich funktionieren. 

• … der Öffentlichkeit stetig kommuniziert wird, wie wichtig ein funktionierender 

öffentlicher Dienst auch autonomiepolitisch ist. Er sichert Südtirols 

Eigenständigkeit und Unabhängigkeit von staatlichen Diensten und berücksichtigt die 

Besonder - und Eigenheiten unseres Landes. Zugleich ist der öffentliche Dienst vom 

Mut aller Verantwortungsträger abhängig, die Autonomie zu leben, zu verteidigen und 

schrittweise auszubauen. 

• … der Trend zur Privatisierung für das Gemeinwesen wichtiger Dienste gestoppt 

wird. Wie die Erfahrung in zahlreichen anderen Ländern und Regionen zeigt, führt 



 

 

eine Privatisierung in den seltensten Fällen zu einer Verbesserung für die Bürgerinnen 

und Bürger. In den allermeisten Fällen schließt sie weite Bevölkerungsgruppen vom 

Zugang zu privaten (aber gesellschaftlich zentralen) Diensten aus, die zudem auch 

meist nur durch höhere öffentliche Kosten aufrechterhalten werden können.  

Zum Abschluss sei noch einmal betont, dass die obigen Forderungen sich zwar in erster Linie 

an die Politik – insbesondere die Landesregierung – richten, sie aber auf andere Zielgruppen 

zu erweitern sind, etwa auf die Sozialpartner. Damit gibt der ASGB-Landesbedienstete sich 

auch selbst die Richtung vor, in die künftig gearbeitet werden muss, und zwar verstärkt nach 

außen. Nach innen setzt man auch weiterhin auf eine möglichst regelmäßige, umfassende und 

transparente Kommunikation sowie auf eine weitreichende Teilhabe der Mitglieder. 

 

 

Bozen, am 04. September 2023 


